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Erste Änderungssatzung zur Immatrikulationsordnung vom 11. Juli 2018 
Erste Änderungssatzung zur Im-
matrikulationsordnung vom 
11. Juli 2018  
 
Auf der Grundlage von § 14 Abs. 7 Gesetz zur 
Neuregelung des Hochschulrechts des Landes 
Brandenburg (Brandenburgisches Hochschul-
gesetz – BbgHG) vom 28. April 2014 (GVBl. 
I/14 Nr. 18) zuletzt geändert durch Art. 24 des 
Gesetzes vom 08. Mai 2018 (GVBl. I/18, Nr.8) 
i. V. m. § 4 Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Hochschulregion Lausitz vom 11. Februar 
2013 (GVBl. I/13 Nr. 4), geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 28. April 2014 (GVBl. I/14, 
Nr.18) unter Berücksichtigung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes vom 14. August 
2006 (BGBl. I S. 1897), zuletzt geändert durch 
Art. 8 des Gesetzes vom 03. April 2013 (BGBl. 
I S. 610), i. V. m. § 9 Ziff. 2 Grundordnung der 
Brandenburgischen Technischen Universität 
Cottbus–Senftenberg (GO BTU) vom 08. Ja-
nuar 2016, zuletzt geändert durch die 1. Ände-
rungssatzung vom 17. November 2016 (AMbl. 
12/2016) hat der Senat am 19. April und 20. 
Juni 2018 die erste Änderungssatzung zur 
Immatrikulationsordnung der BTU vom 13. Juli 
2015 (AMbl. 01/2015) erlassen: 
 
Artikel 1 
1. Die Immatrikulationsordnung erhält 
folgende Präambel: 
1Studierende sind ein wichtiger Teil der Uni-
versitätsgemeinschaft. 2Sie wirken bei der de-
mokratischen Gestaltung des Hochschullebens 
mit und übernehmen Verantwortung. 3Die Uni-
versität ist ein Ort des Respekts und der Tole-
ranz. 4Wir wertschätzen Vielfalt und begrüßen 
daher Studierende unabhängig von Ge-
schlecht, Nationalität, ethnischer und sozialer 
Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinde-
rung, Alter sowie sexueller Orientierung und 
Identität. 5Von Studierenden wird erwartet, 
dass sie diese Werte anerkennen und im tägli-
chen Umgang miteinander leben. 
2. Der § 1 wird wie folgt geändert: 
- Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung: 
(1) Diese Ordnung regelt im Abschnitt 1 die 
Immatrikulation, Rückmeldung, Beurlaubung 
und Exmatrikulation für die Studierenden 
1.  in den Studiengängen, einschließlich in den 
weiterbildenden Studiengängen (§§ 18 und 
25 Abs. 2 BbgHG), als Juniorstudierende 
und Collegestudierende (§ 9 Abs. 7 und 8 
BbgHG), als Teilnehmende an einem Stu-
dienvorbereitungsprogramm (insbes. 
Hochschulsprachkurs bzw. Vorbereitungs-
kurs zur Zugangsprüfung (§ 9 Abs. 1 
Satz 4 und Satz 8 bis 10 BbgHG) und 
2. im Rahmen der Promotion (§ 31 BbgHG). 
(2) Weiterhin werden im Abschnitt 2 dieser 
Ordnung Regelungen zu externen Nutzerinnen 
oder Nutzern als Teilnehmende an der wissen-
schaftlichen Weiterbildung (§ 25 Abs. 1 
BbgHG), Gasthörerinnen oder Gasthörer sowie 
anderer strukturierter Angebote der BTU (z.B. 
Summer Schools) getroffen. 
- Im Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 
2Die Studierenden sind insbesondere verpflich-
tet, die Satzung zur Sicherung guter wissen-
schaftlicher Praxis an der BTU in ihrer jeweils 
geltenden Fassung einzuhalten und aktiv zur 
Vermeidung wissenschaftlichen Fehlverhaltens 
beizutragen. 
- Der Absatz 5 wird wie folgt ergänzt und Ab-
satz 6 neu hinzugefügt: 
(5) Die BTU erhebt, verarbeitet, verwendet und 
übermittelt nach Maßgabe des § 14 Abs. 8 
BbgHG und des Gesetzes über die Statistik für 
das Hochschulwesen sowie für die Berufsaka-
demien (HStatG vom 2. November 1990, zu-
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
vom 7. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2826) per-
sonenbezogene Daten von 
- Studienbewerberinnen oder Studienbewer-
bern, 
- Studierenden, 
- Promovierenden, 
- Prüfungskandidatinnen oder Prüfungskandi-
daten und  
- externen Nutzerinnen oder Nutzern. 
(6) Darüber hinaus erhebt die BTU sachbezo-
gene Daten auch von Personen, die nicht oder 
nicht mehr dem in Abs. 1 genannten Perso-
nenkreis zugehörig sind nach Maßgabe des 
§ 27 Abs. 1 und 2 BbgHG und §§ 2 Abs. 4 und 
Abs. 6 Satz 3 der Evaluationssatzung der BTU 
vom 15. Februar 2017 (AMbl. 06/17). 
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3. § 2 wird in folgenden Abschnitten ge-
ändert: 
- Der Absatz 4 erhält folgende Fassung:  
(4) Die Nachweise zu § 14 Abs. 3 BbgHG/§ 2 
Abs. 2 sind folgende: 
a) die Kopie des Zulassungsbescheides, so-
fern dieser nicht durch die BTU ausgestellt 
wurde und eine schriftliche Erklärung über 
die Annahme des Studienplatzes (§ 14 
Abs. 3 Nr. 1), 
b) eine schriftliche Erklärung (sog. Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung), dass die in dem 
gewählten Studiengang vorgeschriebenen 
Leistungsnachweise oder Prüfungen an ei-
ner Hochschule in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht endgültig nicht bestanden 
sind oder der Prüfungsanspruch nicht verlo-
ren ist (§ 14 Abs. 3 Nr. 2), 
c) der Zahlungseingang der Gebühren und 
Beiträge auf das durch die Hochschulver-
waltung benannte Konto (§ 14 Abs. 3 Nr. 3), 
sowie, wenn zutreffend 
d) bei ausbildungsintegrierenden Studiengän-
gen eine Kopie des Ausbildungsvertrages 
(§ 14 Abs. 3 Nr. 4), 
e) bei Schwangerschaft eine Kopie des Mut-
terpasses zur Vorlage im Studierendenser-
vice (gem. Gesetz zur Neuregelung des 
Mutterschutzes MuSchG vom 23. Mai 2017, 
Bgl. 2017 I Nr. 30), 
f) bei einem Ausschluss vom Studium wegen 
eines Ordnungsverfahrens an einer anderen 
Hochschule eine schriftliche Erklärung dar-
über (§ 14 Abs. 3 Nr. 5). 
- Der Absatz 9 erhält folgende Fassung:  
(9) 1Im Falle einer Bewerbung für einen nicht 
weiterbildenden Master-Studiengang gemäß 
§ 9 Abs. 6 BbgHG sind die bisher erbrachten 
Prüfungsleistungen (Notenübersicht ein-
schließlich Durchschnittsnote) mit der Bewer-
bung einzureichen. 2Eine Immatrikulation er-
folgt nur, wenn der Nachweis über die Erlan-
gung des Bachelor-Abschlusses und die mit 
ihm zusammenhängenden Voraussetzungen 
innerhalb der von der Hochschule mit der Zu-
lassung gesetzten Frist nachgereicht wird. 3Die 
Frist endet spätestens mit dem Ende der Im-
matrikulationsfrist im gewählten Master-
Studiengang. 4Werden die Nachweise nicht 
fristgerecht erbracht, erlischt die Zulassung. 
5Wird der Nachweis gemäß Satz 2 erbracht, ist 
eine vorläufige Immatrikulation möglich. 6Das 
beglaubigte Bachelor-Zeugnis ist dann gemäß 
Zulassungsbescheid bis zum Ablauf des ersten 
Semesters nach der Immatrikulation nachzu-
weisen. 7Erfolgt dies nicht, wird die Immatriku-
lation widerrufen. 
4. Der § 3 wird wie folgt geändert: 
- Der Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
(2) Auf die Feststellung des Vorliegens der für 
ein Studium erforderlichen deutschen Sprach-
kenntnisse (DSH-2) der Bewerberin oder des 
Bewerbers findet die DSH-Ordnung der BTU 
Cottbus–Senftenberg in der jeweils geltenden 
Fassung Anwendung.  
- Im Absatz 3 werden folgende Sätze 4 und 5 
ergänzt: 
4Bewerberinnen und Bewerber, die ihre Hoch-
schulzugangsberechtigung in Australien, Ka-
nada, Irland, Neuseeland, Großbritannien inkl. 
Nordirland oder den Vereinigten Staaten von 
Amerika erworben haben, müssen kein sepa-
rates Sprachzeugnis einreichen. 5Auch Bewer-
ber, die ein Studium in englischer Sprache in 
Deutschland oder in einem der oben genann-
ten Länder absolviert haben, sind von der 
Pflicht zur Vorlage eines Sprachzeugnisses 
befreit. 
5. § 4 erhält folgende Fassung: 
§ 4 Form und Anzahl der Immatrikulati-
onsanträge  
(1) 1Die Antragstellung zur Immatrikulation er-
folgt in der Regel in elektronischer Form unter 
Anwendung des durch die BTU vorgeschrie-
benen Verfahrens (z. B. über das Bewerbungs-
portal der Universität, uni-assist e.V., Stiftung 
Hochschulstart/DoSV). 2Für bestimmte Bewer-
bergruppen kann eine schriftliche Bewerbung 
vorgesehen werden. 3Die Informationen zu den 
Verfahren werden auf der Homepage bekannt 
gegeben. 
(2) 1Stellt die Bewerberin oder der Bewerber 
mehrere Anträge, wird über alle fristgerecht 
eingegangenen Anträge entschieden. 2In zu-
lassungsbeschränkten Studiengängen sind 
maximal drei Hauptanträge zulässig. 3Bewer-
berinnen oder Bewerber für ein Zweitstudium 
können nur einen Antrag und keinen Hilfsan-
trag stellen. 
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(3) 1Bewerberinnen oder Bewerber mit einer 
ausländischen Hochschulzugangsberechtigung 
bewerben sich grundsätzlich direkt über die 
Arbeits- und Servicestelle für internationale 
Studienbewerbungen e. V. (uni-assist e. V.) für 
ein Studium nach den mit uni-assist e. V. ab-
gestimmten Vorschriften sowie Fristen. 2An-
stelle von uni-assist e. V. kann auch ein ande-
rer Kooperationspartner oder eine andere Ko-
operationspartnerin bestimmt werden. 
3Die Hochschule kann auch für weitere Bewer-
bergruppen die Bewerbung über uni-assist 
e. V. vorsehen. 
(4) 1Mit dem Immatrikulationsantrag sind durch 
die Bewerberin oder den Bewerber insbeson-
dere fristgerecht einzureichen: 
a) die Dokumente und Nachweise lt. § 2 Abs. 3 
und 4, 
b) ggf. der Nachweis gem. § 3, 
c) ggf. der zum Studium berechtigende ein-
schlägige Aufenthaltstitel, 
d) der Exmatrikulationsbescheid in Kopie, so-
fern die Bewerberin oder der Bewerber be-
reits an einer Hochschule der Bundesrepub-
lik Deutschland immatrikuliert und zum Zeit-
punkt der Bewerbung exmatrikuliert war, 
e) die Nachweise, die nach der Studentenkran-
kenversicherungs-Meldeverordnung – SKV-
MV vom 27.03.96 (BGBL. I S. 568) in der 
jeweils geltenden Fassung vorgeschriebe-
nen sind, 
f) ein lückenloser tabellarischer Lebenslauf, 
g) zwei mit dem Namen und Vornamen der 
Bewerberin oder des Bewerbers beschriftete 
Farblichtbilder in Passbildgröße sowie 
h) die Kopie eines gültigen Ausweisdokuments 
mit Lichtbild (Personalausweis, Pass), aus 
dem der vollständige Nachname, Vorname, 
Geburtsdatum, Adresse und das Gültigkeits-
datum hervorgeht. 
2Die BTU kann zulassen, dass Unterlagen zu 
einem späteren Zeitpunkt eingereicht werden. 
3Die Bewerberin oder der Bewerber erhält da-
zu eine schriftliche Information, ggf. in elektro-
nischer Form. 
(5) 1Die mit dem Antrag eingereichten Unterla-
gen gehen in das Eigentum der BTU über. 2Sie 
werden nicht zurückgegeben. 
6. § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
2) Grundsätzlich finden folgende Fristen für 
die Entgegennahme der Immatrikulationsan-
träge Anwendung: 
a) Bachelor-Studiengänge 
zulassungsfrei: 
Wintersemester: 01.05. d. J. bis 30.09. d. J. 
Sommersemester: 01.11. d. VJ. bis 31.03. d. J. 
zulassungsbeschränkt: 
Wintersemester: 01.05. d. J. bis 15.07. d. J. 
Sommersemester: 01.11. d. VJ. bis 15.01. d. J. 
b) Master-Studiengänge 
zulassungsfrei: 
Wintersemester: 01.05. d. J. bis 31.08. d. J. 
Sommersemester: 01.11. d. VJ. bis 15.02. d. J. 
zulassungsbeschränkt: 
Wintersemester: 01.05. d. J. bis 15.07. d. J. 
Sommersemester: 01.11. d. VJ. bis 15.01. d. J. 
2Die Hochschule kann spezifizieren, in welcher 
Form die Anträge innerhalb dieser Fristen ein-
gegangen sein müssen. 
7. Im § 6 erhalten die Absätze 3 und 6 
folgende Fassung: 
(3) Mit dem Studierendenausweis (Chipkarte) 
werden i. d. R. folgende Funktionen angebo-
ten: 
a) Semesterticket (Fahrausweis für den 
ÖPNV), 
b) Benutzerausweis für die Universitätsbib-
liothek, 
c) Kopierfunktion sowie 
d) Zugang zu Räumen und Geräten. 
(6) 1Ein Verlust bzw. eine die Funktion beein-
trächtigende Beschädigung der Chipkarte ist 
dem zuständigen Bereich der Hochschule, in 
der Regel dem Studierendenservice, unver-
züglich unter Verwendung des durch die 
Hochschule vorgegebenen Formulars anzu-
zeigen. 2Für die Ausstellung einer neuen Chip-
karte kann eine Gebühr entsprechend der je-
weils gültigen Fassung der Gebührenordnung 
erhoben werden. 
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8. Der § 7 wird wie folgt gefasst: 
§ 7 Widerruf und Rücknahme der Zulas-
sung oder Immatrikulation; Verweige-
rung der Immatrikulation 
(1) 1Die Zulassung oder Immatrikulation kann 
widerrufen werden, wenn sich nachträglich Zu-
lassungshindernisse gemäß § 13 BbgHG oder 
Immatrikulationshindernisse gemäß § 14 
Abs. 3 BbgHG herausstellen, bei deren Be-
kanntsein die Zulassung oder Immatrikulation 
hätte versagt werden müssen. 2Der Widerruf 
kann nur innerhalb eines Jahres nach Kennt-
nisnahme der Tatsachen durch die Hochschule 
erfolgen. 
(2) 1Sofern im Zulassungs- oder Immatrikulati-
onsbescheid der oder dem Studierenden ein 
Vorbehalt oder eine Auflage erteilt wurde und 
sie oder er diesen oder diese nicht oder nicht 
innerhalb einer ihr oder ihm gesetzten Frist er-
füllt hat, erlischt die Zulassung oder gilt die 
Immatrikulation als widerrufen. 2Einer Anhö-
rung der oder des Betroffenen und einer ge-
sondert zu treffenden Entscheidung über das 
Erlöschen oder den Widerruf bedarf es nicht. 
(3) 1Eine rechtswidrige Zulassung oder Imma-
trikulation kann zurückgenommen werden. 2Die 
Rücknahme durch die Hochschule kann nur 
innerhalb eines Jahres nach Kenntnisnahme 
der Tatsache, die die Rücknahme rechtfertigt, 
erfolgen. 
(4) Eine Zulassung oder Immatrikulation kann 
mit Wirkung für die Vergangenheit zurückge-
nommen werden, wenn sie durch 
- arglistige Täuschung, Drohung oder Beste-
chung  
 oder  
- in wesentlicher Beziehung durch unrichtige 
oder unvollständige Angaben der oder des 
Betroffenen 
zustande gekommen ist. 
(5) 1Ein Widerruf gemäß Abs. 1 sowie die 
Rücknahme gemäß Abs. 3 erfolgt mit Wirkung 
für die Zukunft zu einem im Bescheid zu be-
stimmenden Zeitpunkt. 2Sollte im Bescheid 
kein Zeitpunkt genannt werden, so wird der 
Widerruf bzw. die Rücknahme mit Bekanntga-
be wirksam. 
(6) 1Eine Entscheidung über den Widerruf oder 
die Rücknahme ist Voraussetzung für die Ertei-
lung des entsprechenden Bescheides. 2Vor der 
Entscheidung ist der oder dem Betroffenen 
Gelegenheit zur schriftlichen oder mündlichen 
Stellungnahme zu geben. 3Die Entscheidung 
ist aktenkundig zu machen. 
9. § 8 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
(5) 1Grundsätzlich gelten folgende Rückmelde-
zeiträume: 
- für das folgende Sommersemester   
vom 02. bis 31. Januar d. J. und 
- für das folgende Wintersemester  
vom 25. Juni bis 31. Juli d. J. 
2Den Studierenden wird jeweils eine Nachfrist 
für die Rückmeldung eingeräumt. 3Grund-
sätzlich finden folgende Fristen Anwendung:  
- für das folgende Sommersemester  
vom 01. Februar bis 31. März d. J. und 
- für das folgende Wintersemester   
vom 01. August bis 30. September d. J. 
10. § 9 wird wie folgt geändert: 
- Die Sätze 2 und 3 des Absatzes 1 erhalten 
folgende Fassung: 
2Während der Dauer der Beurlaubung ruht das 
Recht auf Anmeldung zu Modulen und auf den 
Besuch von Lehrveranstaltungen. 3Wiederho-
lungsprüfungen in Modulen mit Modulab-
schlussprüfung können erbracht werden.  
- Der Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
(4) 1Wichtige Gründe gem. Abs. 1 sind insbe-
sondere  
a) eine lang andauernde Krankheit der oder 
des Studierenden, unter der ein ordnungs-
gemäßes Studium nicht möglich ist, 
b) die Ableistung eines Dienstes in entspre-
chender Anwendung von § 9 Abs. 1 Nr. 1 
bis 5 der Hochschulzulassungsverordnung – 
HZV ab dem zweiten Fachsemester, 
c) die Pflege naher Angehöriger der Studieren-
den, Inanspruchnahme der Schutzfristen lt. 
Mutterschutzgesetz und Elternzeit gem. § 14 
Abs. 2 Satz 4 BbgHG, 
d) die in den Ordnungen für die Studiengänge 
empfohlenen oder vorgeschriebenen Zeit-
räume für Studienaufenthalte an anderen 
Hochschulen und in der Praxis (Mobilitäts-
fenster) im Ausland mit einer Dauer von 
mindestens acht Wochen sowie 
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e) die längerfristige Abwesenheit vom Studien-
ort aufgrund studienbezogener Praktika, 
Werkarbeiten oder vergleichbarer Tätigkei-
ten im Inland mit einer Dauer von mindes-
tens acht Wochen. 
2Wirtschaftliche Gründe gelten nicht als wichti-
ger Grund für eine Beurlaubung. 
11. § 10 wie folgt geändert: 
- In Absatz 3 wird Ziffer 3 wie folgt ergänzt: 
3. die Gebühren und Beiträge bis spätestens 
zum Ende der Nachfrist des Rückmeldezeit-
raumes nicht oder nicht in voller Höhe gezahlt 
hat (§ 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BbgHG) oder kei-
nen gültigen Krankenkassennachweis gemäß 
§ 254 Sozialgesetzbuch (SGB V) vorlegt, 
- Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
(5) 1Eine Exmatrikulation der oder des Studie-
renden kann erfolgen, wenn sie oder er das 
Studium in einem zulassungsbeschränkten 
Studiengang trotz schriftlicher Aufforderung 
und Androhung der Exmatrikulation nicht un-
verzüglich aufgenommen hat. 2Die Aufforde-
rung erfolgt, wenn sie oder er am Ende des 
ersten Semesters keinen Prüfungsversuch un-
ternommen hat. 3Die Hochschule versieht die 
Aufforderung mit einer Fristsetzung für die 
Aufnahme des Studiums. 4Wird das Studium 
nicht bis zum Ablauf der Frist aufgenommen, 
erfolgt die Exmatrikulation zum Zeitpunkt des 
Endes der Frist. 5Auf den Zeitpunkt der Be-
kanntgabe der Exmatrikulation gegenüber der 
oder dem Betroffenen kommt es nicht an. 
6Eine Anhörung der oder des Studierenden 
findet nicht statt. 
12. Im § 11 werden folgende Änderungen 
vorgenommen: 
- In Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 wie 
folgt gefasst: 
2Sie erhalten somit das Recht, Module zu ab-
solvieren, Modulprüfungen abzulegen und 
Leistungspunkte zu erwerben. 3Die nachgewie-
senen Leistungen sind bei einem späteren 
Studium nach Maßgabe der fachlichen 
Gleichwertigkeit anzuerkennen. 
- In Absatz 2 werden die Sätze 2 und 3 wie 
folgt gefasst: 
2Sie erhalten somit das Recht, Module zu ab-
solvieren, Modulprüfungen abzulegen und 
Leistungspunkte zu erwerben. 3Die nachge-
wiesenen Modulprüfungen sowie Leistungs-
punkte sind bei einem späteren Studium nach 
Maßgabe der fachlichen Gleichwertigkeit an-
zuerkennen. 
13. Der § 12 erhält folgende Fassung: 
§ 12 Teilnehmende an einem Studienvor-
bereitungsprogramm der BTU 
(1) 1Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die 
oder der nicht über die für das Studium erfor-
derlichen Sprachkenntnisse und/oder über ei-
ne Hochschulzugangsberechtigung im Heimat-
land verfügt, die nicht einer deutschen Hoch-
schulzugangsberechtigung entspricht, kann 
vorläufig für den gewählten Studiengang zuge-
lassen werden, wenn sie oder er zum Erwerb 
der Sprachkenntnisse bzw. der deutschen 
Hochschulzugangsberechtigung ein entspre-
chendes Studienvorbereitungsprogramm der 
BTU (z. B. „Brücke zum Studium“) besucht. 
2Die vorläufige Zulassung wird je nach Dauer 
des Programms für ein oder zwei Semester 
befristet.  
3Die vorläufige Zulassung kann in Abhängigkeit 
von dem nachgewiesenen Erfolg und der regu-
lären Dauer des Vorbereitungsprogramms er-
neut für aufeinanderfolgende Semester erfol-
gen.  
4Entsprechendes gilt für Bewerberinnen oder 
Bewerber, die Vorkenntnisse entsprechend 
dem Niveau Zertifikat Deutsch als Fremdspra-
che des Goethe Instituts durch einen Einstu-
fungstest nachweisen müssen. 
(2) Die Immatrikulation in den gewählten Stu-
diengang erfolgt in diesem Fall unter dem Vor-
behalt des erfolgreichen Abschlusses des Stu-
dienvorbereitungsprogramms (Brücke zum 
Studium). 
(3) Bewerberinnen und Bewerber, die an ei-
nem der Studienorientierung dienenden struk-
turierten Studienvorbereitungsprogramm teil-
nehmen wollen, können darin immatrikuliert 
werden, wenn sie über die erforderliche Hoch-
schulzugangsberechtigung für das angestrebte 
Studienziel (i. d. R. Bachelor-Abschluss) verfü-
gen. 
(4) Das Nähere zu den jeweiligen Studienvor-
bereitungsprogrammen wird in einer Satzung 
geregelt. 
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14. Der § 14 wird in den Absätzen 1, 2 und 
5 wie folgt gefasst: 
(1) Der Zugang zur Promotion sowie das Pro-
motionsverfahren werden in § 31 BbgHG, in 
der Rahmenordnung für Promotionsverfahren 
(PromRahmenO) der BTU, in der Allgemeinen 
Ordnung für strukturierte Promotionsprogram-
me (RahmenO PhD) sowie den Promotions-
ordnungen in den jeweils geltenden Fassun-
gen geregelt. 
(2) 1Doktorandinnen und Doktoranden, die 
nach den jeweils geltenden Zulassungsvor-
schriften der Fakultäten den Doktorandensta-
tus erhalten haben, werden gem. § 31 Abs. 6 
BbgHG als Promotionsstudierende immatriku-
liert. 2Das gilt nicht, wenn sie oder er in einem 
hauptberuflichen Beschäftigungsverhältnis an 
der BTU steht oder wegen einer Berufstätigkeit 
außerhalb der BTU oder aus anderen Gründen 
auf die Immatrikulation verzichtet. 3Der Ver-
zicht auf die Immatrikulation ist zu Beginn des 
Promotionsvorhabens der Hochschulverwal-
tung, in der Regel dem Bereich Studierenden-
service, schriftlich unter Angabe des Grundes 
mitzuteilen. 4Die Erklärung über den Verzicht 
kann während des Promotionsvorhabens zum 
folgenden Semester ohne die Angabe von 
Gründen widerrufen werden. 
(5) 1Erlischt der Doktorandenstatus aufgrund 
des erfolgreichen Abschlusses oder des Ab-
bruchs des Promotionsverfahrens (§ 6 Abs. 5 
PromRahmenO) erfolgt die Exmatrikulation. 
2Die für das Promotionsverfahren zuständige 
Fakultät informiert die Hochschulverwaltung 
(Studierendenservice) über das Erlöschen des 
Doktorandenstatus. 
15. § 16 wird gestrichen. 
16. § 17 Absatz 4 erhält folgende Fas-
sung: 
(4) 1Die Gebühren gemäß § 14 Abs. 2 BbgHG 
werden von Parallelstudierenden an der Hoch-
schule erhoben, an der die oder der Studie-
rende die Mitgliedschaftsrechte ausübt. 2Die 
Erhebung von hochschulspezifischen Gebüh-
ren für ein Parallelstudium wird in der entspre-
chenden Gebührenordnung geregelt. 
17. § 19 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
(1) 1Der Wechsel des Studienganges ist durch 
die Studierenden schriftlich nach erfolgter 
Rückmeldung innerhalb der regulären Bewer-
bungsfristen in elektronischer Form unter An-
wendung des durch die Hochschule vorge-
schriebenen Verfahrens (gemäß § 4 Abs. 1) 
oder in Ausnahmefällen bis zum Ablauf des 
Rückmeldezeitraumes zu beantragen. 2Ein 
Studiengangwechsel im laufenden Semester 
ist ausgeschlossen. 3Ein Wechsel in ein erstes 
Fachsemester ist nur möglich, wenn im neuen 
Studiengang für dieses Semester immatriku-
liert wird. 
18. Der § 21 erhält folgende Fassung: 
§ 21 Gasthörerinnen oder Gasthörer 
(1) 1Nichtimmatrikulierte Personen können im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Kapazi-
täten als Gasthörerinnen und Gasthörer Lehr-
veranstaltungen oder besondere Angebote, die 
sich z. B. an Schüler und Senioren richten, be-
suchen, auch wenn sie keine Hochschulzu-
gangsberechtigung haben. 2Der Gesamtum-
fang der besuchten Lehrveranstaltungen oder 
besonderen Angebote darf dabei nicht mehr 
als zehn Semesterwochenstunden betragen, 
das Ablegen von Studien- und Prüfungsleis-
tungen und der Erwerb von Leistungspunkten 
sind ausgeschlossen. 
(2) 1In besonderen Fällen kann Gasthörerinnen 
oder Gasthörern das Recht eingeräumt wer-
den, Module zu belegen und Modulprüfungen 
abzulegen, sofern sie über die dafür erforderli-
che Hochschulzugangsberechtigung verfügen. 
2Dies gilt insbesondere für strukturierte Ange-
bote nach § 20 Abs. 2. 
(3) 1Der schriftliche Antrag auf Registrierung 
als Gasthörerin oder Gasthörer ist bei der zu-
ständigen Stelle der Hochschulverwaltung für 
jeweils ein Semester einzureichen. 2Die Re-
gistrierung als Gasthörerin oder Gasthörer 
durch die Hochschulverwaltung setzt grund-
sätzlich die Zustimmung der zuständigen Lei-
tung gemäß Abs. 1 Satz 1 und ggf. die Zah-
lung der Gebühr lt. Gebührenordnung voraus. 
(4) Nach der Registrierung erhält die Gasthö-
rerin oder der Gasthörer einen Ausweis, in 
dem die Veranstaltung verzeichnet ist und in 
dem durch die Lehrenden oder Vortragenden 
die Teilnahme an der Veranstaltung bestätigt 
werden kann. 
Artikel 2 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Be-
kanntmachungserlaubnis 
(1) Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt die die Immatrikulations-
ordnung der BTU Cottbus–Senftenberg i. d. F. 
der Bekanntmachung vom 13. Juli 2015 (Amt-
liches Mitteilungsblatt der BTU Cottbus–Senf-
tenberg vom 13. Juli 2015, Nr. 01/2015) außer 
Kraft. 
Artikel 3 Bekanntmachungserlaubnis 
Der Präsident kann den Wortlaut der Immatri-
kulationsordnung in der vom Inkrafttreten die-
ser Satzung an geltenden Fassung im Amtli-
chen Mitteilungsblatt der BTU bekannt ma-
chen. 
Ausgefertigt auf Grund der Beschlüsse des Senats 
vom 19. April und 20. Juni 2018, der Genehmigung 
durch den Präsidenten der Brandenburgischen 
Technischen Universität Cottbus–Senftenberg vom 
11. Juli 2018 und der Anzeige an das Ministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes 
Brandenburg mit Schreiben vom 31. Mai 2018. 
Cottbus, den 11. Juli 2018 
 
Prof. Dr.-Ing. Dr. h.c. (NUWM, UA) DSc. h.c.   
Jörg Steinbach  
Hon.-Prof. (ECUST, CN)  
Präsident 
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Neubekanntmachung  
Aufgrund des Artikels drei der ersten Änderungs-
satzung zur Immatrikulationsordnung vom 11. Juli 
2018 wird nachstehend der Wortlaut der Satzung in 
der ab 11. Juli 2018 geltenden Fassung bekannt 
gemacht.  
Cottbus, 11. Juli 2018  
 
Prof. Dr.-Ing. Dr. h.c. (NUWM, UA) DSc. h.c.   
Jörg Steinbach  
Hon.-Prof. (ECUST, CN)  
Präsident  
 
 
Immatrikulationsordnung vom 
11. Juli 2018 
Auf der Grundlage von § 14 Abs. 7 Gesetz zur 
Neuregelung des Hochschulrechts des Landes 
Brandenburg (Brandenburgisches Hochschul-
gesetz – BbgHG) vom 28. April 2014 (GVBl. 
I/14 Nr. 18) zuletzt geändert durch Art. 24 des 
Gesetzes vom 08. Mai 2018 (GVBl. I/18, Nr.8) 
i. V. m. § 4 Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Hochschulregion Lausitz vom 11. Februar 
2013 (GVBl. I/13 Nr. 4), geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 28. April 2014 (GVBl. I/14, 
Nr.18) unter Berücksichtigung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes vom 14. August 
2006 (BGBl. I S. 1897), zuletzt geändert durch 
Art. 8 des Gesetzes vom 03. April 2013 (BGBl. 
I S. 610), i. V. m. § 9 Ziff. 2 Grundordnung der 
Brandenburgischen Technischen Universität 
Cottbus–Senftenberg (GO BTU) vom 08. Ja-
nuar 2016, zuletzt geändert durch die 1. Ände-
rungssatzung vom 17. November 2016 (AMbl. 
12/2016) hat der Senat am 19. April und 
20. Juni 2018 die erste Änderungssatzung zur 
Immatrikulationsordnung der BTU vom 13. Juli 
2015 (AMbl. 01/2015) erlassen: 
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Präambel 
1Studierende sind ein wichtiger Teil der Uni-
versitätsgemeinschaft. 2Sie wirken bei der de-
mokratischen Gestaltung des Hochschullebens 
mit und übernehmen Verantwortung. 3Die Uni-
versität ist ein Ort des Respekts und der Tole-
ranz. 4Wir wertschätzen Vielfalt und begrüßen 
daher Studierende unabhängig von Ge-
schlecht, Nationalität, ethnischer und sozialer 
Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinde-
rung, Alter sowie sexueller Orientierung und 
Identität. 5Von Studierenden wird erwartet, 
dass sie diese Werte anerkennen und im tägli-
chen Umgang miteinander leben. 
§ 1 Allgemeines; Geltungsbereich 
(1) Diese Ordnung regelt im Abschnitt 1 die 
Immatrikulation, Rückmeldung, Beurlaubung 
und Exmatrikulation für die Studierenden 
1. in den Studiengängen, einschließlich in den 
weiterbildenden Studiengängen (§§ 18 und 
25 Abs. 2 BbgHG), als Juniorstudierende 
und Collegestudierende (§ 9 Abs. 7 und 8 
BbgHG), als Teilnehmende an einem Stu-
dienvorbereitungsprogramm (insbes. Hoch-
schulsprachkurs bzw. Vorbereitungs-kurs 
zur Zugangsprüfung (§ 9 Abs. 1 Satz 4 und 
Satz 8 bis 10 BbgHG) und 
2. im Rahmen der Promotion (§ 31 BbgHG). 
(2) Weiterhin werden im Abschnitt 2 dieser 
Ordnung Regelungen zu externen Nutzerinnen 
oder Nutzern als Teilnehmende an der wissen-
schaftlichen Weiterbildung (§ 25 Abs. 1 
BbgHG), Gasthörerinnen oder Gasthörer sowie 
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anderer strukturierter Angebote der BTU (z.B. 
Summer Schools) getroffen.  
(3) 1Die Rechte und Pflichten der im Abs. 1 
genannten immatrikulierten Studierenden als 
Mitglieder der Hochschule ergeben sich aus 
dem BbgHG sowie den einschlägigen Satzun-
gen der BTU in den jeweils geltenden Fassun-
gen. 2Die Studierenden sind insbesondere ver-
pflichtet, die Satzung zur Sicherung guter wis-
senschaftlicher Praxis an der BTU in ihrer je-
weils geltenden Fassung einzuhalten und aktiv 
zur Vermeidung wissenschaftlichen Fehlver-
haltens beizutragen. 
(4) Die Rechte und Pflichten der im Abs. 2 ge-
nannten externen Nutzerinnen oder Nutzer, die 
nicht den Status eines Mitgliedes der BTU ha-
ben, ergeben sich aus dem BbgHG sowie den 
einschlägigen Satzungen der BTU in den je-
weils geltenden Fassungen. 
5) Die BTU erhebt, verarbeitet, verwendet und 
übermittelt nach Maßgabe des § 14 Abs. 8 
BbgHG und des Gesetzes über die Statistik für 
das Hochschulwesen sowie für die Berufsaka-
demien (HStatG vom 2. November 1990, zu-
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
vom 7. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2826) per-
sonenbezogene Daten von 
- Studienbewerberinnen oder Studienbewer-
bern, 
- Studierenden, 
- Promovierenden, 
- Prüfungskandidatinnen oder Prüfungskandi-
daten und  
- externen Nutzerinnen oder Nutzern. 
(6) Darüber hinaus erhebt die BTU sachbezo-
gene Daten auch von Personen, die nicht oder 
nicht mehr dem in Abs. 1 genannten Perso-
nenkreis zugehörig sind nach Maßgabe des 
§ 27 Abs. 1 und 2 BbgHG und §§ 2 Abs. 4 und 
Abs. 6 Satz 3 der Evaluationssatzung der BTU 
vom 15. Februar 2017 (AMbl. 06/17). 
Abschnitt 1 - Studierende 
§ 2 Immatrikulation; Anerkennung von 
Leistungen 
(1) Die Mitgliedschaft zur BTU wird grundsätz-
lich mit Beginn des auf den Immatrikulations-
antrag folgenden Winter- oder Sommersemes-
ters wirksam, sofern das Vorliegen der Immat-
rikulationsvoraussetzungen nachgewiesen 
wurde, keine Versagungsgründe für die Immat-
rikulation und keine Verstöße gegen das in 
dieser Ordnung geregelte Verfahren vorliegen. 
(2) Die Bewerberin oder der Bewerber muss 
mit dem Antrag nachweisen, dass keine Ver-
sagungsgründe für die Immatrikulation gem. 
§ 14 Abs. 3 BbgHG bestehen und folgende Vo-
raussetzungen gem. § 9 Abs. 1 bis 6 BbgHG 
vorliegen: 
a) die für das gewählte Studium erforderliche 
Qualifikation (Hochschulzugangsberechti-
gung/Zugangsvoraussetzung) oder die be-
standene Zugangsprüfung an einer deut-
schen Hochschule und  
b) ggf. die für das Studium erforderlichen 
Sprachkenntnisse gem. § 3. 
(3) 1Die Nachweisführung zu Abs. 2 erfolgt 
durch das fristgerechte Einreichen amtlich be-
glaubigter Kopien der einschlägigen Urkunden 
und Zeugnisse. 
2Fremdsprachigen Zeugnissen oder Beschei-
nigungen ist grundsätzlich eine deutschspra-
chige oder englischsprachige Übersetzung 
beizufügen, deren Richtigkeit durch die zu-
ständige deutsche diplomatische oder kon-
sularische Vertretung im Herkunftsland oder 
von einer vereidigten Dolmetscherin oder ei-
nem vereidigten Dolmetscher in der Bundesre-
publik Deutschland beglaubigt ist. 3Auf Ver-
langen hat die Bewerberin oder der Bewerber 
die Echtheit von Zeugnissen mit einer Legali-
sation durch zuständige deutsche Stellen 
nachzuweisen. 
4Die Hochschulverwaltung ist berechtigt, von 
der Bewerberin oder dem Bewerber die Vorla-
ge weiterer Nachweise, z. B. über das Beste-
hen einer Aufnahmeprüfung auf der Grundlage 
der Prüfungs- und Studienordnung für das ge-
wählte Studium, zu fordern. 
(4) Die Nachweise zu § 14 Abs. 3 BbgHG/§ 2 
Abs. 2 sind folgende: 
a) die Kopie des Zulassungsbescheides, so-
fern dieser nicht durch die BTU ausgestellt 
wurde und eine schriftliche Erklärung über 
die Annahme des Studienplatzes (§ 14 
Abs. 3 Nr. 1), 
b) eine schriftliche Erklärung (sog. Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung), dass die in dem 
gewählten Studiengang vorgeschriebenen 
Leistungsnachweise oder Prüfungen an ei-
ner Hochschule in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht endgültig nicht bestanden 
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sind oder der Prüfungsanspruch nicht verlo-
ren ist (§ 14 Abs. 3 Nr. 2), 
c) der Zahlungseingang der Gebühren und 
Beiträge auf das durch die Hochschulver-
waltung benannte Konto (§ 14 Abs. 3 Nr. 3), 
d) sowie, wenn zutreffend 
e) bei ausbildungsintegrierenden Studiengän-
gen eine Kopie des Ausbildungsvertrages 
(§ 14 Abs. 3 Nr. 4), 
f) bei Schwangerschaft eine Kopie des Mut-
terpasses zur Vorlage im Studierendenser-
vice (gem. Gesetz zur Neuregelung des 
Mutterschutzes MuSchG vom 23. Mai 2017, 
Bgl. 2017 I Nr. 30), 
g) bei einem Ausschluss vom Studium wegen 
eines Ordnungsverfahrens an einer anderen 
Hochschule eine schriftliche Erklärung dar-
über (§ 14 Abs. 3 Nr. 5). 
(5) 1Die Immatrikulation für das gewählte Stu-
dium wird nach der Feststellung des Vorlie-
gens der Voraussetzungen gem. Abs. 1 durch 
die Eintragung in das elektronische Studieren-
denverwaltungssystem der Hochschulverwal-
tung in der Regel in das 1. Fachsemester voll-
zogen. 2Ein Bescheid wird nicht erteilt. 
(6) 1Mit der Immatrikulation erhalten die Stu-
dierenden durch die Hochschulverwaltung die 
Informationen, die ihnen den Zugang zu den 
zentralen elektronischen Diensten (Account) 
ermöglichen. 2Die schriftliche Kommunikation 
mit den Studierenden zur Wahrnehmung der 
sich aus den Ordnungen und Satzungen erge-
benden Rechte und Pflichten nach der Imma-
trikulation erfolgt grundsätzlich über die Diens-
te. 
3Nach der Immatrikulation stehen den Studie-
renden die Studienbescheinigung und sonsti-
gen Bescheinigungen online zur Verfügung.  
(7) Beim Vorliegen von Versagungsgründen, 
dem Nichtvorliegen der Immatrikulationsvo-
raussetzungen, der Nichteinhaltung von vorge-
schriebenen Fristen und Terminen oder bei 
sonstigen Verstößen gegen das in dieser Ord-
nung geregelte Verfahren wird ein ablehnender 
Bescheid erteilt. 
(8) 1Spezielle fachliche Anforderungen für 
Masterstudiengänge, die mit dem Immatrikula-
tionsantrag nachzuweisen sind, sind in den 
speziellen Prüfungs- und Studienordnungen 
als Eignungs- und Qualifikationsvoraussetzun-
gen geregelt.  
2Für weiterbildende Studiengänge ist der 
Nachweis einer in der Regel mindestens ein-
jährigen beruflichen Tätigkeit erforderlich.  
3In künstlerischen und besonderen weiterbil-
denden Masterstudiengängen kann an die 
Stelle des berufsqualifizierenden Hochschul-
abschlusses eine Eingangsprüfung treten, bei 
der die Bewerberin oder der Bewerber Kennt-
nisse und Fähigkeiten nachweist, die einem 
geeigneten berufsqualifizierenden Hochschul-
abschluss entsprechen. 
(9) 1Im Falle einer Bewerbung für einen nicht 
weiterbildenden Master-Studiengang gemäß 
§ 9 Abs. 6 BbgHG sind die bisher erbrachten 
Prüfungsleistungen (Notenübersicht ein-
schließlich Durchschnittsnote) mit der Bewer-
bung einzureichen. 2Eine Immatrikulation er-
folgt nur, wenn der Nachweis über die Erlan-
gung des Bachelor-Abschlusses und die mit 
ihm zusammenhängenden Voraussetzungen 
innerhalb der von der Hochschule mit der Zu-
lassung gesetzten Frist nachgereicht wird. 3Die 
Frist endet spätestens mit dem Ende der Im-
matrikulationsfrist im gewählten Master-
Studiengang. 4Werden die Nachweise nicht 
fristgerecht erbracht, erlischt die Zulassung. 
5Wird der Nachweis gemäß Satz 2 erbracht, ist 
eine vorläufige Immatrikulation möglich. 6Das 
beglaubigte Bachelor-Zeugnis ist dann gemäß 
Zulassungsbescheid bis zum Ablauf des ersten 
Semesters nach der Immatrikulation nachzu-
weisen. 7Erfolgt dies nicht, wird die Immatriku-
lation widerrufen. 
(10) 1Bei den Verfahren zur Registrierung von 
anerkannten Leistungen für den gewählten 
Studiengang sind die Regelungen der jeweili-
gen Rahmenprüfungs- und -studienordnung 
oder den speziellen Prüfungs- und Studienord-
nungen zu den einzuhaltenden Fristen und 
Terminen sowie zur Bescheiderteilung zu be-
rücksichtigen.  
2Nach der Anerkennung von Leistungen erfolgt 
deren Registrierung sowie dementsprechend 
ggf. die Anpassung des ersten Fachsemesters 
in ein höheres Fachsemester. 
3Die Einstufung in ein höheres Fachsemester 
erfolgt nur beim Nachweis von mindestens 24 
Leistungspunkten für jedes anzupassende 
Semester. 
(11) 1Die Immatrikulation kann auf schriftlich 
begründeten Antrag der Bewerberin oder des 
Bewerbers oder aus wichtigem Grund, z. B. bei 
einer bevorstehenden Beendigung oder einer 
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befristeten Genehmigung eines Studiengan-
ges, befristet werden. 2Die befristete Immatri-
kulation setzt voraus, dass das gewählte Stu-
dium rechtzeitig abgeschlossen werden kann. 
3Voraussetzung für die Entscheidung über die 
Immatrikulation ist der Abschluss des Verfah-
rens gem. Abs. 10. 
(12) Für Studierende im Rahmen eines Aus-
tauschprogrammes zwischen der BTU und der 
Heimathochschule oder im Rahmen eines Aus-
landsstudienaufenthaltes an der BTU ohne die 
Absicht, einen Studienabschluss zu erlangen, 
gelten die Regelungen des Abs. 11 nicht. 
§ 3 Für das Studium erforderliche 
Sprachkenntnisse 
(1) Bewerberinnen oder Bewerber müssen mit 
dem Immatrikulationsantrag die erforderlichen 
Sprachkenntnisse in der vorherrschenden 
Lehr- und Prüfungssprache des gewählten 
Studienganges nachweisen. 
(2) Auf die Feststellung des Vorliegens der für 
ein Studium erforderlichen deutschen Sprach-
kenntnisse (DSH-2) der Bewerberin oder des 
Bewerbers findet die DSH-Ordnung der BTU 
Cottbus–Senftenberg in der jeweils geltenden 
Fassung Anwendung.  
(3) 1Die für ein Studium erforderlichen engli-
schen Sprachkenntnisse werden in der Regel 
durch das Niveau B2 des Gemeinsamen Euro-
päischen Referenzrahmens (GER) nachgewie-
sen. 2Als Nachweise werden insbesondere an-
erkannt: 
a) TOEFL-Test (iBT) mit mind. 79 Punkten, 
b) IELTS mit mind. 6,0 Punkten (academic on-
ly), 
c) Cambridge Certificate in Advanced English 
(CAE) (mind. B), 
d) Cambridge Certificate of Proficiency in Eng-
lish (CPE) (mind. C) oder 
e) UNIcert®-Zertifikat mindestens Niveaustu-
fe 2. 
3Weitere und höhere für das Studium erforder-
liche Sprachkenntnisse können abweichend in 
den speziellen Studien- und Prüfungsordnun-
gen geregelt werden. 
4Bewerberinnen und Bewerber, die ihre Hoch-
schulzugangsberechtigung in Australien, Ka-
nada, Irland, Neuseeland, Großbritannien inkl. 
Nordirland oder den Vereinigten Staaten von 
Amerika erworben haben, müssen kein sepa-
rates Sprachzeugnis einreichen. 5Auch Bewer-
ber, die ein Studium in englischer Sprache in 
Deutschland oder in einem der oben genann-
ten Länder absolviert haben, sind von der 
Pflicht zur Vorlage eines Sprachzeugnisses 
befreit. 
(4) Für Bewerberinnen oder Bewerber, die 
keinen Studienabschluss anstreben oder ihren 
Studienabschluss im Ausland erlangen werden 
(z. B. Austauschstudierende), kann von den 
Absätzen 2 und 3 abgewichen werden, soweit 
dies mit dem gewählten Studiengang vereinbar 
ist. 
§ 4  Form und Anzahl der Immatrikula-
tionsanträge 
(1) 1Die Antragstellung zur Immatrikulation er-
folgt in der Regel in elektronischer Form unter 
Anwendung des durch die BTU vorgeschrie-
benen Verfahrens (z. B. über das Bewerbungs-
portal der Universität, uni-assist e.V., Stiftung 
Hochschulstart/DoSV). 2Für bestimmte Bewer-
bergruppen kann eine schriftliche Bewerbung 
vorgesehen werden. 3Die Informationen zu den 
Verfahren werden auf der Homepage bekannt 
gegeben. 
(2) 1Stellt die Bewerberin oder der Bewerber 
mehrere Anträge, wird über alle fristgerecht 
eingegangenen Anträge entschieden. 2In zu-
lassungsbeschränkten Studiengängen sind 
maximal drei Hauptanträge zulässig. 3Bewer-
berinnen oder Bewerber für ein Zweitstudium 
können nur einen Antrag und keinen Hilfsan-
trag stellen. 
(3) 1Bewerberinnen oder Bewerber mit einer 
ausländischen Hochschulzugangsberechtigung 
bewerben sich grundsätzlich direkt über die 
Arbeits- und Servicestelle für internationale 
Studienbewerbungen e. V. (uni-assist e. V.) für 
ein Studium nach den mit uni-assist e. V. ab-
gestimmten Vorschriften sowie Fristen. 
2Anstelle von uni-assist e. V. kann auch ein 
anderer Kooperationspartner oder eine andere 
Kooperationspartnerin bestimmt werden. 
3Die Hochschule kann auch für weitere Bewer-
bergruppen die Bewerbung über uni-assist 
e. V. vorsehen. 
(4) 1Mit dem Immatrikulationsantrag sind durch 
die Bewerberin oder den Bewerber insbeson-
dere fristgerecht einzureichen: 
a) die Dokumente und Nachweise lt. § 2 
Abs. 3 und 4, 
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b) ggf. der Nachweis gem. § 3, 
c) ggf. der zum Studium berechtigende ein-
schlägige Aufenthaltstitel, 
d) der Exmatrikulationsbescheid in Kopie, so-
fern die Bewerberin oder der Bewerber be-
reits an einer Hochschule der Bundesrepub-
lik Deutschland immatrikuliert und zum Zeit-
punkt der Bewerbung exmatrikuliert war, 
e) die Nachweise, die nach der Studenten-
krankenversicherungs-Meldeverordnung – 
SKV-MV vom 27.03.96 (BGBL. I S. 568) in 
der jeweils geltenden Fassung vorgeschrie-
benen sind, 
f) ein lückenloser tabellarischer Lebenslauf, 
g) zwei mit dem Namen und Vornamen der 
Bewerberin oder des Bewerbers beschrifte-
te Farblichtbilder in Passbildgröße sowie 
h) die Kopie eines gültigen Ausweisdokuments 
mit Lichtbild (Personalausweis, Pass), aus 
dem der vollständige Nachname, Vorname, 
Geburtsdatum, Adresse und das Gültig-
keitsdatum hervorgeht. 
2Die BTU kann zulassen, dass Unterlagen zu 
einem späteren Zeitpunkt eingereicht werden. 
3Die Bewerberin oder der Bewerber erhält da-
zu eine schriftliche Information, ggf. in elektro-
nischer Form. 
(5) 1Die mit dem Antrag eingereichten Unterla-
gen gehen in das Eigentum der BTU über. 2Sie 
werden nicht zurückgegeben. 
§ 5 Fristen für die Immatrikulationsanträ-
ge und die Immatrikulation 
(1) 1Die Zeiträume für das eingangsbefristete 
Einreichen der Immatrikulationsanträge für das 
im Wintersemester (Dauer: 01. Oktober des 
Jahres bis 31. März des Folgejahres) oder 
Sommersemester (Dauer: 01. April bis 30. 
September des Jahres) beginnende Studium 
werden durch den Senat oder das von ihm be-
auftragte Gremium festgesetzt und auf der 
Homepage der BTU bekannt gegeben.  
2Für zulassungsbeschränkte Studiengänge 
und Studiengänge gem. § 9 Abs. 4 BbgHG 
werden die Fristen und Termine auch durch 
die einschlägigen Rechtsverordnungen und 
Satzungen bestimmt. 
(2) Grundsätzlich finden folgende Fristen für 
die Entgegennahme der Immatrikulationsan-
träge Anwendung: 
a) Bachelor-Studiengänge 
zulassungsfrei: 
Wintersemester: 01.05. d. J. bis 30.09. d. J. 
Sommersemester: 01.11. d. VJ. bis 31.03. d. J. 
zulassungsbeschränkt: 
Wintersemester: 01.05. d. J. bis 15.07. d. J. 
Sommersemester: 01.11. d. VJ. bis 15.01. d. J. 
b) Master-Studiengänge 
zulassungsfrei: 
Wintersemester: 01.05. d. J. bis 31.08. d. J. 
Sommersemester: 01.11. d. VJ. bis 15.02. d. J. 
zulassungsbeschränkt: 
Wintersemester: 01.05. d. J. bis 15.07. d. J. 
Sommersemester: 01.11. d. VJ. bis 15.01. d. J. 
2Die Hochschule kann spezifizieren, in welcher 
Form die Anträge innerhalb dieser Fristen ein-
gegangen sein müssen. 
(3) 1Immatrikulationen finden in der Regel bis 
zum Beginn der Lehrveranstaltungen im Win-
ter- oder Sommersemester statt. 2Die konkre-
ten Zeiträume, ggf. als Nachfristen, werden 
durch den Senat oder das von ihm beauftragte 
Gremium festgesetzt und auf der Homepage 
der BTU bekannt gegeben.  
(4) Fallen Termine auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, gilt der Eingang des Antra-
ges oder der einzureichenden Unterlagen in 
der Hochschulverwaltung am nächst folgenden 
Werktag als fristgemäß. 
(5) 1Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die 
oder der das Studium nach erfolgter Immatri-
kulation nicht aufnehmen möchte, kann bis 
zum Tag vor dem Beginn des Semesters gem. 
Abs. 1 einen schriftlichen Antrag auf Aufhe-
bung der Immatrikulation unter Verwendung 
des durch die Hochschulverwaltung vorgege-
benen Formulars stellen. 2Für die Aufhebung 
der Immatrikulation gilt § 10 Abs. 2 Satz 3 ent-
sprechend. 
§ 6 Legitimation der Studierenden 
(1) Die Studierenden erhalten in der Regel 
nach der Immatrikulation einen Studierenden-
ausweis (Chipkarte).  
(2) 1Auf der Chipkartenoberfläche werden die 
Matrikelnummer, der Vorname, der Name, ein 
Strichcode für die Universitätsbibliothek, ein 
Farbfoto der Studentin oder des Studenten 
sowie die Gültigkeitsdauer ausgewiesen. 2In 
dem Datenspeicher der Chipkarte werden als 
personenbezogene Daten die Matrikelnummer 
Seite 14 Amtliches Mitteilungsblatt der BTU Cottbus–Senftenberg 12/2018 11.07.2018 
 
Neubekanntmachung: Immatrikulationsordnung vom 11. Juli 2018 
sowie ein Statuskennzeichen zur Nutzung von 
Dienstleistungen gespeichert. 3Weitere Daten 
auf dem Chip sind die Hochschulnummer, die 
Bibliotheksnummer und die Semestergültigkeit. 
(3) Mit dem Studierendenausweis (Chipkarte) 
werden i. d. R. folgende Funktionen angebo-
ten: 
a) Semesterticket (Fahrausweis für den 
ÖPNV), 
b) Benutzerausweis für die Universitätsbib-
liothek, 
c) Kopierfunktion sowie 
d) Zugang zu Räumen und Geräten. 
(4) 1Die Nutzung ist inhabergebunden. 2Die 
Nutzungsdauer erstreckt sich auf die Dauer 
der Immatrikulation. 3Jede Nutzung durch un-
befugte Dritte ist ein Missbrauch der Chipkarte. 
4Die Chipkarte verliert mit dem Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Exmatrikulation ihre Le-
gitimationsfunktion für die Inhaberin oder den 
Inhaber. 
(5) Im Zusammenhang mit der Rückmeldung 
für das nächste Semester ist die Studentin  
oder der Student verpflichtet, den Gültigkeits-
aufdruck auf ihrer oder seiner Chipkarte am 
Selbstbedienungsterminal zu aktualisieren. 
(6) 1Ein Verlust bzw. eine die Funktion beein-
trächtigende Beschädigung der Chipkarte ist 
dem zuständigen Bereich der Hochschule, in 
der Regel dem Studierendenservice, unver-
züglich unter Verwendung des durch die 
Hochschule vorgegebenen Formulars anzu-
zeigen. 2Für die Ausstellung einer neuen Chip-
karte kann eine Gebühr entsprechend der je-
weils gültigen Fassung der Gebührenordnung 
erhoben werden. 
§ 7 Widerruf und Rücknahme der Zulas-
sung oder Immatrikulation; Verweige-
rung der Immatrikulation 
(1) 1Die Zulassung oder Immatrikulation kann 
widerrufen werden, wenn sich nachträglich Zu-
lassungshindernisse gemäß § 13 BbgHG oder 
Immatrikulationshindernisse gemäß § 14 
Abs. 3 BbgHG herausstellen, bei deren Be-
kanntsein die Zulassung oder Immatrikulation 
hätte versagt werden müssen. 2Der Widerruf 
kann nur innerhalb eines Jahres nach Kennt-
nisnahme der Tatsachen durch die Hochschule 
erfolgen. 
(2) 1Sofern im Zulassungs- oder Immatrikulati-
onsbescheid der oder dem Studierenden ein 
Vorbehalt oder eine Auflage erteilt wurde und 
sie oder er diesen oder diese nicht oder nicht 
innerhalb einer ihr oder ihm gesetzten Frist er-
füllt hat, erlischt die Zulassung oder gilt die 
Immatrikulation als widerrufen. 2Einer Anhö-
rung der oder des Betroffenen und einer ge-
sondert zu treffenden Entscheidung über das 
Erlöschen oder den Widerruf bedarf es nicht. 
(3) 1Eine rechtswidrige Zulassung oder Imma-
trikulation kann zurückgenommen werden. 2Die 
Rücknahme durch die Hochschule kann nur 
innerhalb eines Jahres nach Kenntnisnahme 
der Tatsache, die die Rücknahme rechtfertigt, 
erfolgen. 
(4) Eine Zulassung oder Immatrikulation kann 
mit Wirkung für die Vergangenheit zurückge-
nommen werden, wenn sie durch 
- arglistige Täuschung, Drohung oder Beste-
chung  
 oder  
- in wesentlicher Beziehung durch unrichtige 
oder unvollständige Angaben der oder des 
Betroffenen 
zustande gekommen ist. 
§ 8 Rückmeldung 
(1) 1Zum Weiterstudium haben sich die Studie-
renden zu jedem Semester fristgerecht zu-
rückzumelden (Rückmeldung). 2Beurlaubte 
Studierende melden sich für das auf das Ur-
laubssemester folgende Semester zurück. 
(2) 1Die Rückmeldung findet ohne entspre-
chende schriftliche oder mündliche Erklärung 
der Studierenden mittels Einzahlung der Ge-
bühren und Beiträge innerhalb des Rückmel-
dezeitraumes auf das durch die Hochschul-
verwaltung benannte Konto und nach Verbu-
chung im elektronischen Studierendenverwal-
tungssystem der Hochschulverwaltung statt. 
2Maßgeblich für die Feststellung der Einhal-
tung der Frist ist der rechtzeitige Zahlungsein-
gang der Gebühren und Beiträge in voller Hö-
he. 3Ein Bescheid wird nicht erteilt.  
(3) Sollten der Rückmeldung Gründe, insbe-
sondere nach § 7 entgegenstehen, führt die 
Einzahlung lt. Abs. 2 nicht zur Rückmeldung.  
(4) Die Zeiträume für die Rückmeldung für das 
im Wintersemester oder Sommersemester 
fortzusetzende Studium und die jeweiligen 
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Nachfristen werden durch den Senat oder das 
von ihm beauftragte Gremium festgesetzt und 
auf der Homepage der BTU bekannt gegeben.  
(5) 1Grundsätzlich gelten folgende Rückmelde-
zeiträume: 
- für das folgende Sommersemester   
vom 02. bis 31. Januar d. J. und 
- für das folgende Wintersemester  
vom 25. Juni bis 31. Juli d. J. 
2Den Studierenden wird jeweils eine Nachfrist 
für die Rückmeldung eingeräumt. 3Grund-
sätzlich finden folgende Fristen Anwendung:  
- für das folgende Sommersemester  
vom 01. Februar bis 31. März d. J. und 
- für das folgende Wintersemester   
vom 01. August bis 30. September d. J. 
(6) Erfolgt der Zahlungseingang der Gebühren 
und Beiträge nach dem Ende des jeweiligen 
Rückmeldezeitraumes innerhalb der Nachfrist 
lt. Abs. 4 und 5, ist durch die Studierenden, 
ohne dass es einer besonderen Aufforderung 
oder Mahnung bedarf, zusätzlich eine Säum-
nisgebühr entsprechend der jeweils geltenden 
Fassung der Gebührenordnung zu entrichten. 
§ 9 Beurlaubung 
(1) 1Nach Maßgabe dieser Ordnung können 
Studierende aus wichtigem Grund von der 
Verpflichtung zu einem ordnungsgemäßen 
Studium befristet befreit werden (sog. Urlaubs-
semester). 2Während der Dauer der Beurlau-
bung ruht das Recht auf Anmeldung zu Modu-
len und auf den Besuch von Lehrveranstaltun-
gen. 3Wiederholungsprüfungen in Modulen mit 
Modulabschlussprüfung können erbracht wer-
den. 
(2) 1Zur Beurlaubung ist ein durch die Studie-
renden bis zum Ende des Rückmeldezeitrau-
mes schriftlich zu stellender Antrag unter Ver-
wendung des durch die Hochschulverwaltung 
vorgegebenen Formulars erforderlich. 2In be-
sonders begründeten Fällen kann ein Antrag 
auf Beurlaubung vom Studium auch außerhalb 
des jeweiligen Rückmeldezeitraumes gestellt 
werden. 3Ein Antrag auf Gewährung eines Ur-
laubssemesters ist nicht für ein bereits abge-
laufenes Semester zulässig.  
4Dem Antrag ist zur Glaubhaftmachung des 
Vorliegens eines wichtigen Grundes gem. 
Abs. 4 ein geeigneter Nachweis, z. B. ein aus-
sagekräftiges ärztliches Attest, beizufügen.  
(3) 1Über den Beurlaubungsantrag wird im Fall 
der Ablehnung des Antrages ein Bescheid er-
teilt. 2Wird über den Beurlaubungsantrag posi-
tiv entschieden, tritt anstelle des Bescheides 
die Dokumentation der Dauer der Beurlaubung 
in der Studienbescheinigung lt. § 2 Abs. 6. 
(4) 1Wichtige Gründe gem. Abs. 1 sind insbe-
sondere  
a) eine lang andauernde Krankheit der oder 
des Studierenden, unter der ein ordnungs-
gemäßes Studium nicht möglich ist, 
b) die Ableistung eines Dienstes in entspre-
chender Anwendung von § 9 Abs. 1 Nr. 1 
bis 5 der Hochschulzulassungsverordnung 
– HZV ab dem zweiten Fachsemester, 
c) die Pflege naher Angehöriger der Studie-
renden, Inanspruchnahme der Schutzfristen 
lt. Mutterschutzgesetz und Elternzeit gem. 
§ 14 Abs. 2 Satz 4 BbgHG, 
d) die in den Ordnungen für die Studiengänge 
empfohlenen oder vorgeschriebenen Zeit-
räume für Studienaufenthalte an anderen 
Hochschulen und in der Praxis (Mobilitäts-
fenster) im Ausland mit einer Dauer von 
mindestens acht Wochen sowie 
e) die längerfristige Abwesenheit vom Studi-
enort aufgrund studienbezogener Praktika, 
Werkarbeiten oder vergleichbarer Tätigkei-
ten im Inland mit einer Dauer von mindes-
tens acht Wochen. 
2Wirtschaftliche Gründe gelten nicht als wichti-
ger Grund für eine Beurlaubung. 
(5) 1Die Beurlaubung erfolgt für volle Semester 
und ist in der Regel auf zwei aufeinander fol-
gende Semester beschränkt. 2Die im Abs. 4 
Buchst. b und c genannten Zeiten werden auf 
die Höchstdauer der Beurlaubung nicht ange-
rechnet. 3Eine erneute Beurlaubung kann im 
Ausnahmefall bei Vorliegen besonderer Um-
stände, z. B. Krankheit lt. Buchstabe a, erfol-
gen. 4Urlaubssemester werden, mit Ausnahme 
der Zeiten gem. Abs. 4 Buchst. d, nicht als 
Fachsemester angerechnet. 
(6) 1Von den Studierenden werden für die Be-
urlaubung nach Maßgabe des § 14 Abs. 2 
BbgHG, der Satzung der Studierendenschaft 
sowie der Beitragsordnung des Studentenwer-
kes in den jeweils geltenden Fassungen Ge-
bühren und Beiträge erhoben.  
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2Erstattungsanträge sind von den Studieren-
den schriftlich beim Studentenwerk oder der 
Studierendenschaft zu stellen. 
3Erstattungen von Gebühren für Verwaltungs-
leistungen gem. § 14 Abs. 2 BbgHG erfolgen 
von Amts wegen. 
§ 10 Exmatrikulation 
(1) Die Mitgliedschaft der Studierenden zur 
BTU endet mit der Exmatrikulation. 
(2) 1Die Exmatrikulation der Studentin oder des 
Studenten erfolgt von Amts wegen oder auf-
grund eines schriftlich zu stellenden Antrages 
unter Verwendung des durch die Hochschul-
verwaltung vorgeschriebenen Formulars. 2Sie 
erfolgt in der Regel zum Ende eines Semes-
ters oder ist frühestens zum Zeitpunkt des Ein-
gangs des Antrages in der Hochschulverwal-
tung zulässig, sofern nicht besondere Gründe 
oder diese Ordnung entgegenstehen. 
3Voraussetzungen für den Vollzug der Exmat-
rikulation sind auch die Rückgabe des Studie-
rendenausweises (Chipkarte) in der Hoch-
schulverwaltung, der Nachweis der Entlastung 
der Studierenden von Verbindlichkeiten ge-
genüber der Hochschule, wie z. B. die Rück-
gabe von Schlüsseln und Medien, und die Zah-
lung ausstehender Gebühren oder Beiträge. 
(3) 1Die Studentin oder der Student wird in den 
Fällen des § 14 Abs. 5 BbgHG von Amts we-
gen exmatrikuliert, wenn sie oder er 
1. die Abschlussprüfung einschließlich einer 
Wiederholungsprüfung zur Notenverbesse-
rung bestanden oder eine vorgeschriebene 
Prüfung endgültig nicht bestanden hat, so-
fern sie oder er nicht innerhalb von zwei 
Monaten mit schriftlichem Antrag die Not-
wendigkeit der Immatrikulation für das Er-
reichen eines weiteren Studienzieles nach-
weist, oder sie oder er den Prüfungsan-
spruch verloren hat, 
2. der Verpflichtung zur Teilnahme an der Stu-
dienfachberatung nicht nachgekommen ist, 
den Abschluss einer Studienverlaufsverein-
barung abgelehnt hat oder die in einer Stu-
dienverlaufsvereinbarung festgelegten An-
forderungen bis zum genannten Zeitpunkt in 
zu vertretender Weise nicht erfüllt hat (§ 21 
Abs. 2 i. V. m. § 20 Abs. 3 BbgHG), 
3. die Gebühren und Beiträge bis spätestens 
zum Ende der Nachfrist des Rückmeldezeit-
raumes nicht oder nicht in voller Höhe ge-
zahlt hat (§ 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BbgHG) 
oder keinen gültigen Krankenkassennach-
weis gemäß § 254 Sozialgesetzbuch (SGB 
V) vorlegt, 
4. das Studium in keinem Studiengang fortfüh-
ren darf, z. B. bei nicht erfolgreicher Teil-
nahme am Hochschulsprachkurs, 
5. kein Ausbildungsverhältnis nachweist (§ 14 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 5 BbgHG), 
6. sie oder er in einer auslaufenden Studien- 
und Prüfungsordnung studiert oder der Stu-
diengang, für den sie oder er immatrikuliert 
ist, durch eine spezielle Satzung aufgeho-
ben wird oder 
7. mit der Ordnungsmaßnahme der Exmatriku-
lation belegt worden ist. 
2Bei Bestehen der Abschlussprüfung findet die 
Exmatrikulation zum Ende des Semesters 
statt, in dem die Studentin oder der Student die 
letzte Prüfungsleistung bestanden hat. 3Das 
Recht, einen Antrag auf Exmatrikulation zu 
stellen, bleibt davon unberührt. 
(4) 1Die Studentin oder der Student kann ex-
matrikuliert werden, wenn sie oder er sich nicht 
entsprechend dieser Ordnung fristgerecht zu-
rückgemeldet hat. 2Erfolgt die Exmatrikulation 
aus diesem Grund, tritt die Wirkung der Exmat-
rikulation mit dem letzten Tag des Semesters 
ein, zu dem die Studentin oder der Student zu-
letzt immatrikuliert oder zurückgemeldet war. 
3Auf den Zeitpunkt der Bekanntgabe der Ex-
matrikulation gegenüber der oder dem Be-
troffenen kommt es nicht an. 
(5) 1Eine Exmatrikulation der oder des Studie-
renden kann erfolgen, wenn sie oder er das 
Studium in einem zulassungsbeschränkten 
Studiengang trotz schriftlicher Aufforderung 
und Androhung der Exmatrikulation nicht un-
verzüglich aufgenommen hat. 2Die Aufforde-
rung erfolgt, wenn sie oder er am Ende des 
ersten Semesters keinen Prüfungsversuch un-
ternommen hat. 3Die Hochschule versieht die 
Aufforderung mit einer Fristsetzung für die 
Aufnahme des Studiums. 4Wird das Studium 
nicht bis zum Ablauf der Frist aufgenommen, 
erfolgt die Exmatrikulation zum Zeitpunkt des 
Endes der Frist. 5Auf den Zeitpunkt der Be-
kanntgabe der Exmatrikulation gegenüber der 
oder dem Betroffenen kommt es nicht an. 
6Eine Anhörung der oder des Studierenden 
findet nicht statt. 
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(6) 1Sofern die Exmatrikulation im laufenden 
Semester erfolgt, werden die Gebühren gem. 
§ 5 Abs. 4 und § 14 Abs. 2 Satz 1 BbgHG 
nicht, auch nicht anteilig, erstattet. 2Die Erstat-
tung von Beiträgen der Studierendenschaft 
und des Studentenwerkes bestimmt sich nach 
den für die Erhebung einschlägigen Satzungen 
und Ordnungen. 3Erstattungsanträge sind von 
den Studierenden schriftlich beim Studenten-
werk oder der Studierendenschaft zu stellen. 
(7) Es wird der Studentin oder dem Studenten 
ein Exmatrikulationsbescheid erteilt.  
§ 11 Collegestudierende; Juniorstudieren-
de 
(1) 1Teilnehmende am Zentrum für Studieren-
dengewinnung und Studienvorbereitung (Col-
lege) können gem. § 9 Abs. 8 Satz 1 BbgHG 
als Collegestudierende immatrikuliert werden.  
2Sie erhalten somit das Recht, Module zu ab-
solvieren, Modulprüfungen abzulegen und 
Leistungspunkte zu erwerben. 3Die nachgewie-
senen Leistungen sind bei einem späteren 
Studium nach Maßgabe der fachlichen Gleich-
wertigkeit anzuerkennen. 4Das Nähere wird in 
einer Satzung geregelt. 
(2) 1Schülerinnen und Schüler, die nach einer 
einvernehmlichen Beurteilung von Schule und 
BTU besondere Begabungen aufweisen, kön-
nen gem. § 9 Abs. 7 Satz 1 BbgHG außerhalb 
des Immatrikulationsverfahrens nach § 14 
Abs. 1 BbgHG als Juniorstudierende immatri-
kuliert werden.  
2Sie erhalten somit das Recht, Module zu ab-
solvieren, Modulprüfungen abzulegen und 
Leistungspunkte zu erwerben. 3Die nachge-
wiesenen Modulprüfungen sowie Leistungs-
punkte sind bei einem späteren Studium nach 
Maßgabe der fachlichen Gleichwertigkeit an-
zuerkennen. 4Näheres wird in einer Satzung 
geregelt. 
(3) Die Immatrikulation als Collegestudentin 
oder Collegestudent oder Juniorstudentin oder 
Juniorstudent ist gem. § 9 Abs. 8 Satz 2 oder 
Abs. 7 Satz 4 BbgHG zu versagen, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber vom Studium 
an einer anderen Hochschule im Wege des 
Ordnungsverfahrens ausgeschlossen worden 
ist.  
(4) Collegestudierende und Juniorstudierende 
sind gem. § 9 Abs. 8 Satz 2 oder Abs. 7 Satz 4 
BbgHG zu exmatrikulieren, wenn sie das Stu-
dium in keinem Studiengang fortführen dürfen.  
(5) Der § 15 (Ordnungsverstöße; Ordnungs-
verfahren) BbgHG gilt für College- und Junior-
studierende entsprechend. 
§ 12 Teilnehmende an einem Studienvor-
bereitungsprogramm der BTU 
(1) 1Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die 
oder der nicht über die für das Studium erfor-
derlichen Sprachkenntnisse und/oder über ei-
ne Hochschulzugangsberechtigung im Heimat-
land verfügt, die nicht einer deutschen Hoch-
schulzugangsberechtigung entspricht, kann 
vorläufig für den gewählten Studiengang zuge-
lassen werden, wenn sie oder er zum Erwerb 
der Sprachkenntnisse bzw. der deutschen 
Hochschulzugangsberechtigung ein entspre-
chendes Studienvorbereitungsprogramm der 
BTU (z. B. „Brücke zum Studium“) besucht. 
2Die vorläufige Zulassung wird je nach Dauer 
des Programms für ein oder zwei Semester 
befristet.  
3Die vorläufige Zulassung kann in Abhängigkeit 
von dem nachgewiesenen Erfolg und der regu-
lären Dauer des Vorbereitungsprogramms er-
neut für aufeinanderfolgende Semester erfol-
gen.  
4Entsprechendes gilt für Bewerberinnen oder 
Bewerber, die Vorkenntnisse entsprechend 
dem Niveau Zertifikat Deutsch als Fremdspra-
che des Goethe Instituts durch einen Einstu-
fungstest nachweisen müssen. 
(2) Die Immatrikulation in den gewählten Stu-
diengang erfolgt in diesem Fall unter dem Vor-
behalt des erfolgreichen Abschlusses des Stu-
dienvorbereitungsprogramms (Brücke zum 
Studium). 
(3) Bewerberinnen und Bewerber, die an ei-
nem der Studienorientierung dienenden struk-
turierten Studienvorbereitungsprogramm teil-
nehmen wollen, können darin immatrikuliert 
werden, wenn sie über die erforderliche Hoch-
schulzugangsberechtigung für das angestrebte 
Studienziel (i. d. R. Bachelor-Abschluss) verfü-
gen. 
(4) Das Nähere zu den jeweiligen Studienvor-
bereitungsprogrammen wird in einer Satzung 
geregelt. 
§ 13 Studierende in weiterbildenden Studi-
engängen 
(1) Ein weiterbildender Studiengang, der einen 
Mastergrad verleiht, wird durch eine Studien- 
und Prüfungsordnung geregelt.  
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(2) 1Auf die weiterbildenden Studiengänge fin-
den die Vorschriften in dieser Ordnung sinn-
gemäß Anwendung. 2Die Immatrikulation in ei-
nem weiterbildenden Studiengang setzt auch 
die Zahlung der Gebühr lt. Gebührenordnung 
voraus.  
§ 14 Promotionsstudierende 
(1) Der Zugang zur Promotion sowie das Pro-
motionsverfahren werden in § 31 BbgHG, in 
der Rahmenordnung für Promotionsverfahren 
(PromRahmenO) der BTU, in der Allgemeinen 
Ordnung für strukturierte Promotionsprogram-
me (RahmenO PhD) sowie den Promotions-
ordnungen in den jeweils geltenden Fassun-
gen geregelt. 
(2) 1Doktorandinnen und Doktoranden, die 
nach den jeweils geltenden Zulassungsvor-
schriften der Fakultäten den Doktorandensta-
tus erhalten haben, werden gem. § 31 Abs. 6 
BbgHG als Promotionsstudierende immatriku-
liert. 2Das gilt nicht, wenn sie oder er in einem 
hauptberuflichen Beschäftigungsverhältnis an 
der BTU steht oder wegen einer Berufstätigkeit 
außerhalb der BTU oder aus anderen Gründen 
auf die Immatrikulation verzichtet. 3Der Ver-
zicht auf die Immatrikulation ist zu Beginn des 
Promotionsvorhabens der Hochschulverwal-
tung, in der Regel dem Bereich Studierenden-
service, schriftlich unter Angabe des Grundes 
mitzuteilen. 4Die Erklärung über den Verzicht 
kann während des Promotionsvorhabens zum 
folgenden Semester ohne die Angabe von 
Gründen widerrufen werden. 
(3) 1In einem kooperativen Promotionsverfah-
ren zwischen der BTU und einer Fachhoch-
schule können Promotionsstudierende, sofern 
diese nicht an der BTU immatrikuliert sind, an 
der Fachhochschule immatrikuliert werden. 
2Sie erklären ggf. gegenüber der Hochschul-
verwaltung, in der Regel dem Bereich Studie-
rendenservice, zu Beginn des Promotionsvor-
habens schriftlich den Verzicht auf die Imma-
trikulation an der BTU, um an der Fachhoch-
schule immatrikuliert werden zu können. 
(4) Sofern die Promotion als Studiengang 
strukturiert ist, finden auf die Promotionsstudie-
renden die §§ 2 bis 10 sinngemäß Anwen-
dung, sofern die einschlägigen Ordnungen 
nicht spezielle Vorschriften enthalten. 
(5) 1Erlischt der Doktorandenstatus aufgrund 
des erfolgreichen Abschlusses oder des Ab-
bruchs des Promotionsverfahrens (§ 6 Abs. 5 
PromRahmenO) erfolgt die Exmatrikulation. 
2Die für das Promotionsverfahren zuständige 
Fakultät informiert die Hochschulverwaltung 
(Studierendenservice) über das Erlöschen des 
Doktorandenstatus. 
§ 15 Zweitstudium 
(1) Ein Zweitstudium liegt vor, wenn die Be-
werberin oder der Bewerber bereits ein Studi-
um in einem anderen Studiengang an einer 
deutschen Hochschule abgeschlossen hat und 
einen Immatrikulationsantrag für ein weiteres 
grundständiges Studium stellt.  
(2) Auf das Zweitstudium finden die Vorschrif-
ten in dieser Ordnung sinngemäß Anwendung. 
§ 16 gestrichen  
§ 17 Parallelstudium 
(1) 1Ein Parallelstudium liegt vor, wenn eine 
Studentin oder ein Student, die oder der be-
reits an einer anderen Hochschule der Bun-
desrepublik Deutschland für einen Studien-
gang immatrikuliert ist, an der BTU für einen 
anderen Studiengang immatrikuliert wird. 2Das 
gilt auch, wenn eine Studentin oder ein Stu-
dent der BTU an der BTU für einen weiteren 
Studiengang immatrikuliert wird.  
(2) Ein Parallelstudium ist für Studierende, die 
ein individuelles Teilzeitstudium an der BTU 
absolvieren, ausgeschlossen.  
(3) 1Die Immatrikulation für ein Parallelstudium 
setzt voraus, dass 
1. die Voraussetzungen gemäß § 2 Abs. 2 vor-
liegen und 
2. die bisherigen Prüfungsleistungen mindes-
tens durchschnittlich mit „gut“ bewertet wur-
den. 
2Die für den Parallelstudiengang zuständige 
Leitung stellt fest, ob ein gleichzeitiges Studi-
um in beiden Studiengängen innerhalb der 
Regelstudienzeit möglich ist.  
(4) 1Die Gebühren gemäß § 14 Abs. 2 BbgHG 
werden von Parallelstudierenden an der Hoch-
schule erhoben, an der die oder der Studie-
rende die Mitgliedschaftsrechte ausübt. 2Die 
Erhebung von hochschulspezifischen Gebüh-
ren für ein Parallelstudium wird in der entspre-
chenden Gebührenordnung geregelt. 
§ 18 Nebenhörerinnen/Nebenhörer 
(1) 1Nebenhörerinnen oder Nebenhörer sind 
Studierende anderer Hochschulen. 2Sie wer-
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den an der BTU immatrikuliert bzw. haben das 
Recht, an Modulen teilzunehmen sowie in die-
sen Studien- und Prüfungsleistungen zu er-
bringen und Leistungspunkte zu erwerben.  
(2) 1Dem Antrag auf Immatrikulation als Ne-
benhörerin oder Nebenhörer ist zusätzlich zu 
den Unterlagen lt. dieser Ordnung die Studien-
bescheinigung der anderen Hochschule beizu-
fügen. 2Die Zeiträume für die Antragstellung für 
die Immatrikulation als Nebenhörerin oder Ne-
benhörer werden durch den Senat oder das 
von ihm beauftragte Gremium festgesetzt und 
auf der Homepage der BTU bekannt gegeben. 
(3) 1Die Immatrikulation als Nebenhörerin oder 
Nebenhörer setzt die Zustimmung der Leitung 
des Studienganges und ggf. die Zahlung der 
Gebühr lt. Gebührenordnung voraus.  
2Die Zustimmung kann nur wegen fehlender 
Kapazität nicht erteilt werden oder wenn zur 
ordnungsgemäßen Teilnahme nach der spezi-
ellen Prüfungs- und Studienordnung ein be-
stimmter Wissensstand bzw. bestimmte Fähig-
keiten Voraussetzung sind. 
3Gezahlte Gebühren lt. Gebührenordnung 
werden nur in voller Höhe erstattet, wenn der 
Immatrikulationsantrag schriftlich mit einer Frist 
von mindestens zwei Wochen vor dem Beginn 
des gewählten Moduls gegenüber der Hoch-
schulverwaltung zurückgenommen wird. 4Eine 
anteilige Erstattung bei einer Exmatrikulation 
im laufenden Semester erfolgt nicht. 
(4) 1Nebenhörerinnen oder Nebenhörer gemäß 
Abs. 3 sind verpflichtet, sich für das betreffen-
de Modul innerhalb der durch die einschlägige 
Studien- und Prüfungsordnung geregelten Fris-
ten unter Beachtung der notwendigen Modali-
täten anzumelden.  
2Übersteigt die Zahl der Anträge die Modulka-
pazität, wird zuerst über die Anträge der 
Haupthörerinnen oder Haupthörer entschie-
den. 
3Die Registrierung der erfolgreichen Anmel-
dungen zu den Lehrveranstaltungen und Prü-
fungen erfolgt nach der Reihenfolge des Ein-
gangs der Anträge im Studierendenservice bis 
zur Ausschöpfung der Kapazität, wobei die An-
träge der Haupthörerinnen oder Haupthörer 
Vorrang haben. 
(5) Nebenhörerinnen oder Nebenhörer, die 
Module eines weiterbildenden Studienganges 
belegen, müssen Teilnahmegebühren oder  
-beiträge in Abhängigkeit von der Anzahl der 
gewählten Module entrichten. 
§ 19 Studiengangwechsel 
(1) 1Der Wechsel des Studienganges ist durch 
die Studierenden schriftlich nach erfolgter 
Rückmeldung innerhalb der regulären Bewer-
bungsfristen in elektronischer Form unter An-
wendung des durch die Hochschule vorge-
schriebenen Verfahrens (gemäß § 4 Abs. 1) 
oder in Ausnahmefällen bis zum Ablauf des 
Rückmeldezeitraumes zu beantragen. 2Ein 
Studiengangwechsel im laufenden Semester 
ist ausgeschlossen. 3Ein Wechsel in ein erstes 
Fachsemester ist nur möglich, wenn im neuen 
Studiengang für dieses Semester immatriku-
liert wird. 
(2) Für den Studiengangwechsel gelten die 
Bestimmungen über die erstmalige Immatriku-
lation entsprechend. 
(3) Den Studierenden werden die Studien- und 
Prüfungsleistungen, die Dauer des Studiums 
und die Beendigung des Studiums im bisheri-
gen Studiengang durch die Hochschulverwal-
tung, in der Regel durch den Bereich Studie-
rendenservice, bescheinigt.  
Abschnitt 2 - Externe Nutzerinnen oder 
Nutzer 
§ 20 Teilnehmende an der wissenschaftli-
chen Weiterbildung 
(1) Gem. § 25 Abs. 1 BbgHG sollen zur Ver-
mittlung weiterer wissenschaftlicher, künstleri-
scher und beruflicher Qualifikationen oder zur 
Heranbildung des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Nachwuchses Angebote der 
wissenschaftlichen Weiterbildung entwickelt 
werden.  
(2) Die Voraussetzungen für die Teilnahme an 
den in Abs. 1 genannten Angeboten, die nicht 
weiterbildende Studiengänge sind, werden in 
den Ordnungen zu den Angeboten geregelt.  
§ 21 Gasthörerinnen oder Gasthörer 
1) 1Nichtimmatrikulierte Personen können im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Kapazi-
täten als Gasthörerinnen und Gasthörer Lehr-
veranstaltungen oder besondere Angebote, die 
sich z. B. an Schüler und Senioren richten, be-
suchen, auch wenn sie keine Hochschulzu-
gangsberechtigung haben. 2Der Gesamtum-
fang der besuchten Lehrveranstaltungen oder 
besonderen Angebote darf dabei nicht mehr 
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als zehn Semesterwochenstunden betragen, 
das Ablegen von Studien- und Prüfungsleis-
tungen und der Erwerb von Leistungspunkten 
sind ausgeschlossen. 
(2) 1In besonderen Fällen kann Gasthörerinnen 
oder Gasthörern das Recht eingeräumt wer-
den, Module zu belegen und Modulprüfungen 
abzulegen, sofern sie über die dafür erforderli-
che Hochschulzugangsberechtigung verfügen. 
2Dies gilt insbesondere für strukturierte Ange-
bote nach § 20 Abs. 2. 
(3) 1Der schriftliche Antrag auf Registrierung 
als Gasthörerin oder Gasthörer ist bei der zu-
ständigen Stelle der Hochschulverwaltung für 
jeweils ein Semester einzureichen. 2Die Re-
gistrierung als Gasthörerin oder Gasthörer 
durch die Hochschulverwaltung setzt grund-
sätzlich die Zustimmung der zuständigen Lei-
tung gemäß Abs. 1 Satz 1 und ggf. die Zah-
lung der Gebühr lt. Gebührenordnung voraus. 
(4) Nach der Registrierung erhält die Gasthö-
rerin oder der Gasthörer einen Ausweis, in 
dem die Veranstaltung verzeichnet ist und in 
dem durch die Lehrenden oder Vortragenden 
die Teilnahme an der Veranstaltung bestätigt 
werden kann. 
Abschnitt 3 - Sonstiges 
§ 22 Zuständigkeit 
Die Kanzlerin oder der Kanzler bzw. die Vize-
präsidentin oder der Vizepräsident gem. § 67 
Abs. 5 BbgHG regelt Zuständigkeiten und Ver-
fahrensabläufe innerhalb der Hochschulverwal-
tung zur Durchführung der Immatrikulations-
ordnung, insbesondere für die Erteilung der 
Bescheide und Widerspruchsbescheide. 
§ 23 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Immatrikulationsord-
nung der BTU Cottbus–Senftenberg i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 13. Juli 2015 (Amtliches 
Mitteilungsblatt der BTU Cottbus–Senftenberg 
vom 13. Juli 2015, Nr. 01/2015) außer Kraft. 
 
 
